
 

 

 
 

Kantonsratsbeschluss 
 Vom 03.07.2019 

 

 

Nr. A 0121/2018  

 

Auftrag Fraktion CVP/EVP/glp/BDP: Massnahmen zur Reduktion der Sozialhilfequote 

  

Der Kantonsrat von Solothurn beschliesst: 

 

Der Auftrag "Massnahmen zur Reduktion der Sozialhilfequote" wird erheblich erklärt. 

 

Die Regierung wird beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Gemeinden und ihren Sozialregio-

nen Massnahmen zur Reduktion der Sozialhilfequote zu entwickeln, welche die nachfolgenden 

Zielsetzungen erfüllen: 

- Die berufliche Integration von alleinerziehenden Personen erfährt keine Verzögerung: die 

Sozialhilfeleistungen werden von Beginn an mit einem verbindlichen Integrationsplan ver-

bunden, welche die familienergänzende Kinderbetreuung sowie Beratung und Begleitung 

gewährleisten. 

- Erwachsene Personen mit Bildungsmangel, die fähig und willens sind, diesen zu beheben, 

werden innert dreier Monate ab Unterstützungsbeginn einer Potenzialabklärung zugewie-

sen. Gestützt auf die Ergebnisse wird ein verbindlicher Berufsbildungsplan erstellt, der An-

schluss an eine existenzsichernde Tätigkeit ermöglicht und die Finanzierung sowie Beglei-

tung miteinschliesst. 

- Für Personen, die wenig oder keine Aussicht auf eine berufliche Integration haben, stehen 

kommunale oder regionale Angebote der Freiwilligenarbeit zur Verfügung. Sie werden nach 

ihren Möglichkeiten, gestützt auf das Gegenleistungsprinzip, zu entsprechendem Engage-

ment verpflichtet. 

Die entwickelten Massnahmen sind im Rahmen von Pilotprojekten in einzelnen Sozialregionen 

zu testen. Erfolgreiche Modelle sind für alle Sozialregionen verbindlich zu machen. Die Pilotpro-

jekte sind bis zum Ende der laufenden Legislatur abzuschliessen. 

 

 

Im Namen des Kantonsrats 

Verena Meyer-Burkhard Dr. Michael Strebel 

Präsidentin Ratssekretär 

 

 

Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 

 

Verteiler 

Departement des Innern 

Aktuarin Sozial- und Gesundheitskommission 

Kantonale Finanzkontrolle 

Parlamentsdienste (1627/2019)  


